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MITTEILUNG DER KOMMISSION
AN DEN RAT UND DAS EUROPA|SCHE PARLAMENT

Vorbereitung auf den ,, GAP-Gesundheitscheck”

DIE GEMEINSAME AGRARPOLITIK HEUTE
Eineradikal umgestaltete, leistungsfahiger e Politik

In den letzten 15 Jahren hat sich die Gemeinsame Agrarpolitik (GAP) unter dem
Druck der gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Entwicklungen in Europa
grundlegend verandert. Die Reformen der Jahre 2003 und 2004 waren eine wichtige
Etappe in diesem Prozess, as mit der Betriebspramienregelung in den meisten
Sektoren des ersten Pfeilers der GAP produktionsentkoppelte Direktzahlungen
eingefuhrt wurden und gleichzeitig die Entwicklung des landlichen Raums als
zweiter Pfeiler der GAP eine Stérkung erfuhr. Dieser Prozess wurde mit der Reform
des Zuckersektors (2006) und der Reform des Sektors Obst und Gemuise (2007)
fortgesetzt und geht mit den kirzlich vorgelegten Legidativvorschlagen fur die
Reform der Weinmarktordnung weiter.

Die Unterstitzung der Erzeuger erfolgt zurzeit weitgehend produktionsentkoppelt,
d.h., die europaischen Landwirte konnen bel ihren betrieblichen Entscheidungen auf
Marktsignale reagieren und sich bei der Anpassung an das veranderte wirtschaftliche
Umfeld auf ihr landwirtschaftliches Potenzial und ihre Préferenzen verlassen, was
zur Verbesserung der Wettbewerbsfahigkeit des Agrarsektors beitragt.

Die GAP-Reform hat also durch die Abkehr von der produktionsgekoppelten
Stiitzung, die allgemein als ein Grund fur die Uberschussprobleme der Vergangen-
heit angesehen wurde, die in sie gesetzten Erwartungen erfillt. Die EU-Stitzungs-
preise wurden in allen Sektoren gesenkt und liegen nun in der Néhe der Weltmarkt-
preise. Die Wettbewerbsfahigkeit der EU-Landwirtschaft nimmt in wichtigen Sek-
toren trotz des ricklaufigen Anteils der EU auf den meisten Rohstoffmérkten zu, und
die EU ist heute der weltweit grofdte Ausfihrer landwirtschaftlicher Erzeugnisse —
hauptséchlich Erzeugnisse mit hoher Wertschopfung. Die EU ist aber auch der
weltweit grofldte Einfuhrer von Agrarerzeugnissen und immer noch der bel weitem
wichtigste Absatzmarkt fir die Entwicklungslander.

Daneben tragt die GAP zunehmend dazu bei, die Gefahr von Umweltschadigungen
abzuwehren und viele der offentlichen Glter zu liefern, die unsere Gesellschaften
erwarten. Die Erzeuger erhalten Stitzungszahlungen nur, wenn sie bestimmte
Standards in den Bereichen Umwelt, Lebensmittelsicherheit und -qualitét sowie
Tierschutz einhalten.

Schliefdich dient auch die gestérkte Politik zur Entwicklung des landlichen Raums
dem Schutz der Umwelt und der Kulturlandschaften und schafft Wachstum,
Arbeitspldtze und Innovation in den landlichen Gebieten. Auch wenn in immer mehr
landlichen Gebieten der Gemeinschaft zunehmend Faktoren eine Rolle spielen, die
mit der Landwirtschaft nichts zu tun haben, sehen sich Gebiete in Randlage, mit
geringer Bevdlkerungsdichte oder starker Abhéngigkeit vom Agrarsektor mit
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besonderen Herausforderungen in Bezug auf die wirtschaftliche und soziale Nach-
haltigkeit konfrontiert. Daher ist der Agrar- und Lebensmittelsektors, der immer
noch mehr as 4% zum Gesamt-BIP der Gemeinschaft und 8 % zur Gesamt-
beschéftigung beitragt, fur viele landliche Gebiete Uberlebenswichtig.

Weiter e Verbesserungen im Rahmen des,, Gesundheitschecks®

Diese Ausfihrungen zeigen, dass sich die heutige GAP von der GAP fruherer Jahre
grundlegend unterscheidet, was wegen der oft paradoxen Diskrepanz zwischen den
Ergebnissen der Reformen und der Wahrnehmung der GAP (vor alem in der Zeit
vor der Reform) haufig nicht gesehen wird. Um aber die GAP zukunftsfahig zu
machen, missen die Instrumente dieser Politik bewertet werden und es muss geprift
werden, ob sie korrekt funktionieren oder ob Anpassungen notwendig sind, damit die
GAPihre erklarten Ziele erreichen und sich neuen Herausforderungen stellen kann.

Dass weitere Schritte folgen missen, ist unvermeidlich — jede in Stein gemeil3elte
Politik ist in einem sich rasch veréndernden Umfeld schnell Gberholt. Die GAP hat
bewiesen, dass die européische Landwirtschaft solche Schritte erfolgreich gehen und
sich verandern kann, sie muss aber nun den Landwirten die Moglichkeit geben, sich
im Rahmen verlasslicher Vorgaben anzupassen.

Die Reform von 2003 war der erste Schritt, um die GAP fit fur das 21. Jahrhundert
zu machen. Eine Einigung Uber samtliche Elemente der Reform konnte damals aber
nicht erzielt werden. Deshalb wurden bereits in der abschliefienden Vereinbarung
und auch bei den Reformen nach 2003 mehrere Uberpriifungsklauseln vorgesehen.

Diese Uberprifungsklauseln implizieren keine grundlegende Reform  der
bestehenden Politik, ermdglichen aber je nach den Entwicklungen auf den Méarkten
und anderswo weitere Anpassungen. Die Themen dieser Uberprifung wurden in der
vorliegenden Mitteilung unter dem Begriff ,, Gesundheitscheck” zusammengefasst.
Beim Gesundheitscheck wird es um die folgenden drel Fragen gehen:

e Wie lasst sich die Betriebspramienregelung wirksamer, effizienter und einfacher
gestalten?

e Wie konnen die urspringlich fir eine Gemeinschaft von sechs Mitgliedstaaten
konzipierten Marktstitzungsinstrumente so umgestaltet werden, dass sie auch in
einer zunehmend globalisierten Welt und einer Union mit 27 Mitgliedstaaten noch
sinnvoll sind?

e Wie konnen wir die neuen Herausforderungen — Klimaverénderung, die
zunehmende Bedeutung der Biokraftstoffe und die Wasserbewirtschaftung, um
nur einige zu nennen - meistern und die bestehenden Probleme, wie den
Ruckgang der Artenvielfalt, 16sen, d.h., wie kdnnen wir mit neuen Risiken fertig
werden und neue Chancen nutzen?

DiE BETRIEBSPRAMIENREGELUNG UND MOGLICHE VEREINFACHUNGEN

Vereinfachung der Betriebspramienregelung

Waéhrend die neuen Mitgliedstaaten noch bis Ende 2010 (Bulgarien und Ruménien
noch bis Ende 2011) die vereinfachte Regelung fur die einheitliche Flachenzahlung
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nutzen konnen, musste die Betriebspramienregelung in den EU-15-Mitgliedstaaten
bereits Anfang 2007 umgesetzt sein.

Die Mitgliedstaaten konnten zwischen einem historischen Betriebspramienmodell
(Zahlungsanspriiche auf der Grundlage einzelbetrieblicher Referenzbetrage), einem
regionalen Modell (Zahlungsanspriiche auf der Grundlage regionaler Referenz-
betrage) und einem Mix aus beiden Modellen wahlen.

Die Mitgliedstaaten hatten die Moglichkeit, bestimmte produktionsgekoppelte
Beihilfen (tellweise gekoppelte Unterstiitzung) beizubehalten, wenn sie dies fir nétig
hielten, um ein Mindestmald an produktiver Téatigkeit sicherzustellen und einen
Umweltnutzen zu generieren. Sie konnten aulRerdem bis zu 10 % ihrer nationalen
Obergrenze einbehalten, um besondere Formen der landwirtschaftlichen Tétigkeit zu
unterstiitzen, die fir den Schutz oder die Verbesserung der Umwelt oder zur
Verbesserung der Qualitét und der Vermarktung landwirtschaftlicher Erzeugnisse
wichtig sind (Artikel 69 der Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 des Rates).

Dank der Entkoppelung, ob anhand historischer oder regionaler Bezugsgrofien,
konnen die Landwirte das produzieren, was sie wollen, anstatt sich bei ihren betrieb-
lichen Entscheidungen von den produktionsgekoppelten Beihilfen beeinflussen zu
lassen. Die Hohe der Stitzungszahlungen, die der einzelne Betrieb erhdlt, ergibt sich
zurzeit jedoch in beiden Fallen, wenn auch in unterschiedlichem Ausmal3, aus den
friheren Produktionsmengen, so dass es mit der Zeit immer schwieriger werden
wird, unterschiedlich hohe Stitzungszahlungen zu rechtfertigen, speziell beim
historischen Modell. Es erscheint deshalb sinnvoll, den Mitgliedstaaten die
Maoglichkeit zu geben, das einmal gewéhlte Modell anzupassen und im Zeitraum
2009 bis 2013 einheitlichere Sétze vorzusehen. Vor diesem Hintergrund sollte auch
darliber nachgedacht werden, ob die, die derzeit die SAPS-Regelung anwenden, die
Moglichkeit haben sollten, diese noch bis 2013 anzuwenden.

Nachdem in der Zwischenzeit weitere Sektoren in die Betriebspramienregelung
einbezogen wurden und man Erfahrung mit der Verwaltung des Systems gewonnen
hat, werden auf3erdem bestimmte Durchfihrungsbestimmungen und Regeln als
unnétig rigide und kompliziert empfunden.

Der Gesundheitscheck bietet eine gute Gelegenheit, um Anderungen vorzuschlagen,
die das System nicht von Grund auf verdndern, es aber verbessern und seine
Durchfihrung vereinfachen.

Starkere Zielorientierung der Cross-Compliance-Regelung

Das System der Cross-Compliance, das es ermdglicht, Zahlungen an Landwirte zu
kirzen, die sich nicht an die fur die landwirtschaftliche Téatigkeit geltenden EU-
Standards und —Auflagen halten, ist ein wesentliches Element der GAP und wird es
auch kinftig bleiben. Die Erfahrung hat jedoch gezeigt, dass in diesem Bereich ein
deutlicher Vereinfachungsbedarf besteht.

Solche Vereinfachungen wurden bereits auf der Grundlage der Schlussfolgerungen
des Rates, der den Bericht der Kommission vom Maéarz 2007 Uber die Cross-
Compliance unterstiitzt, in Angriff genommen. Die Vorschlage fir die Verbesserung
der Kontroll- und Sanktionsbestimmungen der Regelung befinden sich bereitsin den
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jeweiligen Legidativverfahren und darften 2008/2009 in Kraft treten. Aul3erdem
werden die derzeitigen Arbeiten zur Vereinfachung weiterer Elemente der Cross-
Compliance-Regelung auch in den Gesundheitscheck einfliefen.

Die Kommission ist in ihrem Bericht aber nicht direkt auf den Umfang der Cross-
Compliance eingegangen. Um sinnvoll zu bleiben, muss die Cross-Compliance
gesellschaftliche Anliegen widerspiegeln und auf ein ausgewogenes Gleichgewicht
zwischen Kosten und Nutzen der einzelnen Vorschriften ausgerichtet sein.
Zielgerichtete Vorschriften Uber die Grundanforderungen an die Betriebsfihrung
(SMR) und die Erhaltung des guten landwirtschaftlichen und 6kologischen
Zustandes (GAEC) machen aus der Cross-Compliance-Regelung ein wirksames
Instrument fr die Forderung einer nachhaltigen Landwirtschaft.

Aufgrund des Mandats des Rates und im Hinblick auf die angestrebte Vereinfachung
soll die Cross-Compliance-Regelung beim GAP-Gesundheitscheck mit folgendem
Ziel Uberpruft werden:

e Straffung der SMR durch Streichung von Bestimmungen, die in keinem direkten
Zusammenhang mit den erkléarten Zielen der Cross-Compliance-Regelung stehen;

e Uberpriifung und gegebenenfalls Anderung der derzeitigen Liste der SMR und der
GAEC, um diese Ziele besser erreichen zu kénnen.

Tellweise gekoppelte Beihilfen

Wegen der Auswirkungen der letzten Reformen und der Einbeziehung weiterer
Sektoren in die Betriebspramienregelung werden die teilweise gekoppelten Beihilfen
aus Sicht der Erzeuger immer weniger wichtig. Bei der vollsténdigen Entkoppelung
geht es den Erzeugern mindestens genauso gut wie zuvor und wegen der grofieren
Flexibilitdt bei den Produktionsentscheidungen sehr wahrscheinlich besser,
zusétzlich entfallen die Probleme und Kosten, die durch das Nebeneinanderbestehen
zweier Systeme verursacht werden. Sehr deutlich ist diesim Sektor Ackerkulturen.

Teilweise gekoppelte Beihilfen kénnten jedoch, zumindest bis auf weiteres, in
bestimmten Regionen mit insgesamt geringer, aber wirtschaftlich oder 6kologisch
wichtiger Produktion eine gewisse Bedeutung behalten (Beispie: die
Mutterkuhpramie in Regionen mit extensiver Rindfleischerzeugung).

Ob, in welchem Umfang und wie lange die tellweise gekoppelten Beihilfen
beibehalten werden sollen, kann nur im regionalen Kontext beurteilt werden. Die
Kommission schlégt eine Einzelfallanalyse vor, um die potenziellen Risiken einer
Umstellung auf die vollsténdige Entkoppelung erkennen und mogliche Alternativen
aufzeigen zu kénnen.

Hochst- und Mindestbetrége

Die Frage der Verteilung der GAP-Stutzungszahlungen ist nicht neu, hat aber seit
kurzem durch die Transparenzinitiative, die die Verdffentlichung der Namen der
Empfanger von EU-Mitteln vorsieht, neue Bedeutung erlangt. Mit der Einfuhrung
der Betriebspramienregelung wurde die Verteilung der Agrarforderung sichtbarer, so
dass erneut die Forderung nach einer Deckelung der Stitzungszahlungen fir die
wenigen Grof3betriebe laut wurde. Aul3erdem hat sich bel der Durchfiihrung der
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Betriebspramienregelung gezeigt, dass es unter den vielen Empfangern, die sehr
geringe, noch unter den Verwaltungskosten liegende Betrage erhalten, auch solche
gibt, die gar keine echten Landwirte sind.

Beim Gesundheitscheck sollte daher gepriift werden, ob die Zahlungen in irgendeiner
Form sowohl nach oben als auch nach unten begrenzt werden kénnen:

o fUr die hochsten Zahlungen konnte nach Auffassung der Kommission eine Ldsung
in einem Modell bestehen, bei dem das Stitzungsniveau in dem Mal3e abgesenkt
wird, in dem die Gesamtzahlungen an die einzelnen Landwirte steigen, wobei eine
bestimmte Mindestforderung selbst bel hohen Gesamtzahlungen beibehalten
wirde'. Bei der Deckelung wiirde beriicksichtigt, dass die wirtschaftliche
Uberlebensfahigkeit der groRen Betriebe nicht gefahrdet werden darf und dass
eine Umgehung der Mal3nahmen durch die Aufsplitterung der Betriebe verhindert
werden muss;

o fUr die kleinen Betréage kénnten auf eine Weise, die echten Landwirten nicht
schadet, ein jahrlicher Mindestbetrag eingefihrt und/oder die erforderliche
Mindestfl &che angehoben werden.

Die dadurch erzielten Einsparungen sollten in dem betreffenden Mitgliedstaat
verbleiben und koénnten fir neue Aufgaben insbesondere im Rahmen eines
Uberarbeiteten Artikels 69 der Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 eingesetzt werden.

NEUE CHANCEN ERGREIFEN UND DIE MARK TORIENTIERUNG VERBESSERN
Die Rolleder Marktintervention und der Angebotssteuerung

In der Vergangenheit ergab sich die Notwendigkeit von Reformen der Interventions-
mechanismen aus den Entwicklungen auf den Weltmérkten, wobei alle Uberschiisse
zumindest teilweise Uber Ausfuhren vom Gemeinschaftsmarkt genommen werden
mussten. Die Reditd der Globalisierung und einer EU mit 27 Mitgliedstaaten
erfordert ein Nachdenken tber die Zukunft der noch verbleibenden Instrumente der
~aten GAP* (Quoten, offentliche Intervention, Preisstiitzung, Erstattungen etc.), vor
allem in Anbetracht der derzeitigen mittelfristigen Marktaussichten, die speziell fir
Getreide und Milcherzeugnisse hervorragend sind.

Somit stellt sich die Frage, wie ein wirksames Interventionssystem geschaffen
werden kann, das as Sicherheitsnetz fungiert und gleichzeitig ohne subventionierte
Verkdufe (auf dem Welt- oder auf dem Binnenmarkt) auskommt. Da die Erhaltung
eines wirksamen Wettbewerbs auf den Agrarmérkten eines der Ziele der GAP bleibt,
wird die Kommission prifen, ob die vorhandenen Instrumente zur Angebots-
steuerung heute noch sinnvoll sind, oder ob sie die EU-Landwirtschaft unfahig
machen, auf Marktsignale zu reagieren.

AulRerdem wird die Kommission die derzeitige Marktsituation genau Uberwachen,
um zu beurteilen, ob es sich um eine kurzfristige Reaktion auf die schlechten
Ernteergebnisse im Wirtschaftgahr 2006/07 handelt oder aber um ein Indiz fir einen

Beispiel: Zahlungen Uber 100 000 EUR wiirden um 10 %gekirzt, Zahlungen ber 200 000 EUR um
25 %, Zahlungen Uber 300 000 EUR um 45 %.
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langerfristigen Trend, der Druck auf die Agrarmérkte und die Angebotslage ausiiben
konnte. Anhand dieser Analyse wird die Kommission gegebenenfalls weitere
Mal3nahmen vorschlagen.

Interventionsregelung fur Getreide

Aufgrund des Mandats in der kirzlich ergangenen Entscheidung des Rates hat die
Kommission mit einer umfassenden Uberpriifung der Interventionsregelung fir
Getreide begonnen und dabel die wachsenden Mérkte fur Biokraftstoffe und die
maoglichen Auswirkungen der gestiegenen Nachfrage nach Getreide berticksichtigt.

Die 2007 getroffene Entscheidung, die Interventionsankaufe von Mais zu begrenzen,
war notwendig, weil die Intervention nicht entsprechend ihrem urspringlichen
Zweck als Sicherheitsnetz eingesetzt wurde. Dies konnte zu einem relativen Verlust
der Wettbewerbsfahigkeit von Gerste und moglicherweise auch von Weichweizen
fuhren und einen Anstieg der offentlichen Bestande an diesen Getreidearten nach
sich ziehen.

Daher scheint die Anwendung des Modells fir die Reform der Interventionsregelung
fr Mais auf anderes Futtergetreide im derzeitigen Kontext die beste Lésung zu sein.
Die Kommission kénnte dann in Krisensituationen reagieren, aber gleichzeitig hatten
die Landwirte die Méglichkeit, ihre Produktionsentscheidungen an den Marktpreisen
auszurichten. Die Beibehaltung der Intervention fir eine einzige Getreideart
(Weichweizen) konnte dann als Sicherheitsnetz fungieren, gleichzeitig konnten die
anderen Getreidearten ihr realistisches Preisniveau finden.

Flachenstilllegung: keine Angebotssteuerung, mehr Umweltnutzen

Die Flachenstilllegung wurde eingefiihrt, um die Getreideerzeugung der EU in einer
Zeit hoher Bestande zu drosseln und die Anpassung des EU-Getreidemarktes an die
Weltmarktbedingungen zu erméglichen. Diese Funktion der Flachenstilllegung ist
aufgrund der Marktentwicklung und der Einflhrung der Betriebspramienregelung
immer mehr in den Hintergrund getreten.

Die vorhersehbare Angebots- und Nachfragesituation bei Getreide einschliefdlich der
Nachfrage im Zusammenhang mit der Erfillung des Biokraftstoffziels der EU spricht
dafur, Flachen, die derzeit im Rahmen der obligatorischen Flachenstilllegung nicht
bestellt werden, zu reaktivieren.

Beim Wegfall der Flachenstilllegungsregelung auf Dauer sind jedoch Mal3nahmen
erforderlich, um den 6kologischen Nutzen zu erhalten, den die derzeitige Regelung
gebracht hat. Eine Madoglichkeit ware, die Flachenstilllegung durch gezielte
Mal3nahmen des zweiten Pfellers zu ersetzen, wobei zu beriicksichtigen ist, dass die
Agrarumwel tbedingungen regional sehr unterschiedlich sind.

Um den okologischen Nutzen der Fléchenstilllegung zu erhalten und noch zu
vergréfdern, missten die Stiitzungszahlungen des zweiten Pfeilers fir umweltfreund-
liche Formen der Boden-, Wasser- und Okosystembewirtschaftung aufgestockt
werden. Hierzu gehdren Malinahmen wie Okologische Fléchenstilllegungen, der
Schutz von Uferstreifen, Aufforstungsmal3nahmen und Mal3nahmen im Zusammen-
hang mit der Anpassung an den Klimawandel und der Politik flr erneuerbare
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Energien wie die Ausweisung von oOkologischen Korridoren zum Schutz der
Artenvielfalt.

Auslaufen der Milchquotenregelung: Vorbereitung auf eine sanfte Landung

Die Kommission wird noch vor Jahresende einen ausfuhrlichen Bericht Uber die
Entwicklungen auf den Milchmarkten vorlegen, doch lésst sich schon jetzt aus der
Marktentwicklung seit 2003 ein genereller Schluss ziehen: Die Grunde fur die
Einfuhrung der Milchquotenregelung sind heute nicht mehr giltig.

Anstatt mit einem wachsenden Angebot und einer stagnierenden Nachfrage nach
Massengutern konfrontiert zu sein, gibt es heute innerhalb und auf3erhalb der EU eine
steigende Nachfrage nach Produkten mit hoher Wertschopfung (vor allem Kése und
Frischmilcherzeugnisse) und hohe Preise, was zur Folge hat, dass die Intervention als
Absatzmarkt fur Butter und Magermilchpulver immer mehr an Bedeutung verliert.

In dieser Situation muss man sich fragen, ob und wenn ja welche Mal3hahmen
getroffen werden sollen, um einen reibungsloseren Ubergang zu einer stiarker am
Markt ausgerichteten Milchpolitik zu gewahrleisten, bevor die Milchquotenregelung
am 31. Méarz 2015 ausl auft.

Auslaufen der Milchquotenregelung

Unter Marktgesichtspunkten hat die im Jahr 2003 getroffene Entscheidung, die
Milchguoten nicht weiter aufzustocken, die Fahigkeit des Sektors eingeschrankt, sich
stéarker am Markt auszurichten und wettbewerbsfahiger zu werden. Agrarpolitisch
gesehen hat die Quotenregelung die Kluft zwischen dem Milchsektor und den
anderen reformierten Agrarsektoren vergrofert.

Falls nichts geschieht, bis die Quotenregelung im Wirtschaftsahr 2014/15 ausluft,
wirden hohe Quotenmengen die leistungsfahigeren Landwirte daran hindern, von
neuen Chancen zu profitieren, wahrend die am wenigsten leistungsféhigen Landwirte
in benachteiligten Gebieten und speziell in Berggebieten durch den erwarteten
dramatischen Preisriickgang nach dem plétzlichen Wegfall der Milchquotenregelung
mit grof3en Problemen konfrontiert waren.

Dies fuhrt zu dem Schluss, dass eine schrittweise Aufstockung der Milchquoten die
beste Vorbereitung auf eine sanfte Landung zum Zeitpunkt des Auslaufens der
Quotenregelung wére. Die Kommission wird die geeignete Aufstockung auf der
Grundlage einer derzeit laufenden Anayse vorschlagen, die darauf abzielt, Klarheit
Uber die Auswirkungen des Wegfalls der Quotenregelung in den einzelnen Mitglied-
staaten und Regionen zu gewinnen und herauszufinden, mit welchen flankierenden
Maldnahmen (beispielsweise Anpassungen der Interventionsregelung oder der
Zusatzabgabenregelung) sich der Ubergang moglichst reibungsl os gestalten 14sst.

Malnahmen fiir die Berggebiete

Allgemein wird erwartet, dass das Auslaufen der Milchquotenregelung zu einem
Anstieg der Produktion, zu sinkenden Preisen und zu mehr Wettbewerbsfahigkeit fur
den Milchsektor fuhren wird. Gleichzeitig werden bestimmte Regionen, vor alem
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aber nicht ausschliefdlich die Berggebiete, Probleme haben, eine Mindestproduktion
aufrechtzuerhalten.

Einige dieser Probleme konnten durch Mal3nahmen des zweiten Pfeilers geldst
werden, die darauf abzielen, die Wertschépfung der Milchprodukte zu erhéhen. Da
es aber nicht Ziel dieser Mal3nahmen ist, die Erzeugung zu erhalten, muss fur die
Berggebiete eine andere Losung gefunden werden, um nach dem Auslaufen der
Quotenregelung eine sanfte Landung zu ermdglichen. Eine Moglichkeit bestiinde
darin, besondere Stitzungsmainahmen im Rahmen eines Uberarbeiteten Artikels 69
der Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 vorzusehen. Dies wirde eine Lockerung der
derzeitigen Vorschrift voraussetzen, derzufolge derartige Mal3nahmen nur auf
Sektorebene angewendet werden durfen.

Somit sollten im Rahmen des Gesundheitschecks fur den Zeitpunkt des Wegfalls der
Milchquotenregelung

e die notwendigen Quotenaufstockungen vorgeschlagen werden, um beim
Auslaufen der Quotenregelung im Wirtschaftgahr 2014/15 eine sanfte Landung
vorzubereiten;

e gepruft werden, wie die Ubrigen Instrument des Sektors verandert werden mussen,
um den Ubergang zu erleichtern;

e Malinahmen erarbeitet werden, die die erwarteten negativen Auswirkungen in
bestimmten Regionen abmildern kénnten.

Andere Mal3nhahmen zur Angebotssteuer ung

In einer Relthe anderer, kleinerer Sektoren (Trockenfutter, Stérke, Lein und Hanf)
gibt es ebenfalls Maldnahmen zur Angebotssteuerung und produktionsgekoppelte
Stitzungszahlungen. Beim Gesundheitscheck muss genau untersucht werden, wie
leistungsfahig diese Malinahmen sind und ob sie langfristig sinnvoll bleiben.

Dabei wird es um die Manahmen und um das geeignete Timing fur die
Einbeziehung der noch bestehenden produktionsgekoppelten Zahlungen in die
Betriebspramienregelung gehen. Beim Gesundheitscheck muss ebenfalls untersucht
werden, ob es Félle gibt, wo unter Umstdnden weitere Stitzungszahlungen
notwendig sind, um die Nutzeffekte der Agrarerzeugung fir die regionale Wirtschaft
zu erhalten, die sich auf andere Weise nicht erzielen lassen.

AUF NEUE HERAUSFORDERUNGEN REAGIEREN
Risikomanagement

Die entkoppelte Einkommensstiitzung, bei der die Hohe der betrieblichen Zahlungen
unabhéngig von der erzeugten Menge ist, gestattet es den Landwirten, sich besser auf
erwartete Risiken einzustellen, beispielsweise, indem sie die Erzeugung auf
rentablere Produkte umstellen. Die Entkoppelung erméglicht es ihnen aber auch,
unerwartete Risiken abzufedern.

Die Veranderungen bei den traditionellen Marktinstrumenten und der Ubergang zur
direkten Einkommensstiitzung haben jedoch auch Diskussionen Uber verschiedene
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4.2.

Arten des Risikomanagement ausgel 6st, wobei das Preisrisiko und das Produktions-
risiko (z. B. ungunstige Witterungsbedingungen oder Pflanzen- und Tierkrankheiten)
als die beiden wichtigsten einkommensrelevanten Variablen angesehen werden.

Nach den Erorterungen im Rat im Jahr 2005 hat sich die Kommission auf der
Grundlage interner und externer Analysen weiter mit dem Problem des Risiko-
management befasst; gleichzeitig wurde bei der Reform des Sektors Obst und
Gemuise eine Forderung von Risikomanagementmal3nahmen durch die EU vorge-
sehen, d.h., die Erzeugerorganisationen konnen nun beschlief3en, derartige Mal3-
nahmen in ihre Programme aufzunehmen. Auch der Vorschlag der Kommission fur
die Reform des Weinsektors sieht Risikomanagementmal3nahmen vor, die aus den
nationalen Finanzrahmen finanziert werden.

Die Analyse der Kommission und Expertenmeinungen zeigen jedoch, dass die Art
der Risiken und ihr Ausmal3 stark variieren und so viele Unsicherheiten einschliefen,
dass in dieser Phase, zumindest solange die Intervention as Sicherheitsnetz bestehen
bleibt, eine EU-weite Losung nach einem Einheitsrezept nicht der richtige Weg waére.

Zusétzlich sollten die Mitgliedstaaten ermutigt werden, Instrumente des zweiten
Pfeilers zu nutzen, weil sich damit leichter gezielte Losungen finden lassen. Nicht
alle Mitgliedstaaten, nicht ale Sektoren und vor allem nicht alle Regionen und
Sektoren innerhalb eines Mitgliedstasts sind mit den gleichen Markt- und
Witterungsrisiken konfrontiert. Es ist daher besser, wenn die Mitgliedstaaten, die
Regionen oder auch die Erzeugerorganisationen Uber Mal3nahmen des zweiten
Pfeilers die Moglichkeit haben, die eigenen Risiken besser zu beurteilen und
mal3geschneiderte L osungen zu erarbeiten.

Daher sollte nach Auffassung der Kommission im Rahmen des Gesundheitschecks
Folgendes gel eistet werden:

e im Rahmen der Politik zur Entwicklung des landlichen Raums ist vorzusehen,
dass en Tel der durch die Modulation erzielten Einsparungen fur
Risikomanagementmal3nahmen genutzt werden kann, vorausgesetzt, diese
Malinahmen erfillen die,, green box“-Kriterien;

o falweise Prifung, ob im Kontext kinftiger Anpassungen der Marktmechanismen
zusétzliche Maldnahmen notwendig sind, und, in einer spéateren Phase, Durch-
fuhrung einer generellen Uberprifung des Bereichs Risikomanagement fur die
Zeit nach 2013.

Klimawandel, Bioener gie, Wasser wirtschaft und Artenvielfalt

Drei wichtige neue Herausforderungen, vor die sich die EU-Landwirtschaft gestellt
sieht, sind der Klimawandel, die Bioenergie und das Wasserbewirtschaftung. Dabel
ist der Klimawandel das gréfte Problem und beeinflusst die Entwicklungen in den
beiden anderen Bereichen.

Durch die Abmilderung der Auswirkungen des Klimawandels hat die EU-
Landwirtschaft mehr als andere Wirtschaftszweige zur Verringerung der
Treibhausgasemissionen beigetragen. Dies ist hauptsachlich auf verbesserte
Produktionsmethoden (z.B. wirksamerer Einsatz von Dingemitteln) und den
Rickgang des Rinderbestandes zurtickzufihren. Aber der Agrarsektor muss kinftig
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im Rahmen der EU-Gesamtstrategie fur die Bekampfung des Klimawandels noch
mehr fUr die Verringerung der Trebhausgasemissionen tun.

Anderersaitsist die EU-Landwirtschaft durch den Klimawandel auch stark gefahrdet.
Eine Vielzahl von Problemen ergibt sich durch die ungewissen Niederschlags
mengen, extreme Witterungsereignisse und Temperaturen, die ungewisse Wasser-
verfiigbarkeit und die Bodenverhétnisse. Daher besteht auch hier Anderungsbedarf,
um die Anpassungstechniken zu verbessern. Im kirzlich veréffentlichten Grinbuch
»Anpassung an den Klimawandel in Europa’ werden von der EU-Landwirtschaft
weitere Beitrdge zum Klimaschutz gefordert.

Im ,Fahrplan fur erneuerbare Energien“ wurden verbindliche Ziele fur den Anteil
von Biokraftstoffen (10 %) und erneuerbaren Energien (20 %) am Gesamtkraftstoff-
und Energieverbrauch bis 2020 festgelegt. Diese Ziele stehen in  engem
Zusammenhang mit den Zielen der Abschwéachung des Klimawandels und durften
betrachtliche Auswirkungen auf die EU-Landwirtschaft haben. Gleichzeitig bleibt
die Erzeugung von Nahrungs- und Futtermitteln auch kinftig die vorrangige
Aufgabe der EU-L andwirtschaft.

Wie bereits in der Mitteilung der Kommission zu Wasserknappheit und Durre in der
Européischen Union vom Juni 2007 gesagt, soll beim Gesundheitscheck geprift
werden, wie Fragen der Wasserbewirtschaftung verstérkt in die Programme zur
Entwicklung des landlichen Raumes einbezogen werden kénnen. Fir die EU-
Landwirtschaft ist ein nachhaltiges Wasser management aul3erordentlich wichtig,
weil anderenfalls der Zugang zu ausreichenden Mengen Wasser von guter Qualitét
immer schwieriger wird.

Eine weitere wichtige Herausforderung besteht darin, dem Rickgang der
Artenvielfalt Einhalt zu gebieten, der durch den Klimawandel und die steigende
Nachfrage nach Wasser noch beschleunigt wird. Die Mitgliedstaaten haben sich
verpflichtet, diesen Rickgang bis2010 zu stoppen, aber dieses Ziel durfte
unrealistisch sein, wobei der Landwirtschaft fir den Schutz der Artenvielfat eine
aul3erordentlich wichtige Rolle zukommt.

Es gibt mehrere Médoglichkeiten, um beim Gesundheitscheck auf diese
Herausforderungen einzugehen:

e durch den Ausbau der bestehenden Malinahmen des zweiten Pfeilers konnen
Anreize fir Mal3nahmen zur Abschwéchung bzw. Anpassung an den Klima
wandel, fir ein sachgeméles Wassermanagement, fur die Erbringung von
Umweltdienstleistungen im Bereich der Bioenergie und fur den Schutz der
Artenvielfalt geboten werden;

e die Cross-Compliance-Regelung kann entweder durch die SMR oder im Rahmen
der GAEC enen Beitrag zur Erreichung der Ziele Abschwachung des
Klimawandels und sachgemal3eres Wassermanagement leisten;

e Forschung und Innovation sind entscheidend, um auf die neuen Heraus
forderungen im Umweltbereich und bei der Produktivitét, einschliefflich bel den
Biokraftstoffen der zweiten Generation, zu reagieren. Aul3erdem sollten im
Rahmen der Malinahmen des zweiten Pfeilers verstéarkte Anreize fir die
Entwicklung von Biokraftstoffen der zweiten Generation geboten werden;
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4.3.

o es sollte gepriift werden, ob die derzeitige Stiitzungsregelung fur Energiepflanzen
in Anbetracht der neuen Anreize fir die Biomasseerzeugung (obligatorische
Energieziele und hohe Preise) immer noch kosteneffizient ist.

Starkung des zweiten Pfeilers

Die neuen Herausforderungen, die sich aus den in dieser Mitteilung dargestellten
Problemen ergeben, erfordern einen weiteren Ausbau der Mal3nahmen des zweiten
Pfeilers, vor alem, weil die Mitgliedstaaten wegen der in der Finanziellen Voraus-
schau 2005 beschlossenen Mittelkirzungen mit weniger Geld auskommen missen.
Ein Ausbau der MalRnahmen des zweiten Pfeilers ist auch notwendig, um den
grofReren Innovationsbedarf zu decken, der sich durch die neuen Herausforderungen
in den Bereichen Produktivitdt und Umwelt sowie Entwicklung von Biokraftstoffen
der zweiten Generation ergibt.

Da der Haushalt der GAP nun bis 2013 feststeht, l&sst sich eine Aufstockung der
Mittel fir Mal3nahmen des zweiten Pfeilers nur durch die Erhéhung der obligatori-
schen Modulation mit entsprechender Kofinanzierung erreichen. Eine solche
Entscheidung, die sich, sobald die Stiitzungszahlungen Uberall gleich hoch sind, in
allen Mitgliedstaaten auswirken wird, setzt voraus, dass es bei der derzeitige
Aufteilung der Modulationsmittel auf die Mitgliedstaaten bleibt und dass die
bestehenden V orschriften beriicksichtigt werden. Dies lief3e sich wie folgt erreichen:

e die hisherige obligatorische Modulation wird in den Haushatsahren 2010
bis 2013 um j&hrlich 2 % angehoben;

e es wird geprift, wie die kinftige obligatorische Modulation in den EU-10-
Mitgliedstaaten berlicksichtigt und gleichzeitig die derzeitige Aufteilung der
Mittel des zweiten Pfeilers auf die Mitgliedstaaten beibehalten werden kann.

FINANZRAHMEN

Die Kommission geht in der vorliegenden Mitteilung von der Annahme aus, dass es
im Zeitraum 2007 bis 2013 weder flr den ersten noch fur den zweiten Pfeiler der
GAP zusétzliche EU-Mittel geben wird.

In diesem Fall wird die Ausgabenobergrenze in konstanten Preisen sinken. Dies
bedeutet, dass in diesem Zeitraum die Vorschriften Uber die Haushaltsdisziplin fr
die Landwirte zum Tragen kommen konnten, allerdings in geringerem Umfang als
bisher erwartet, wenn sich die Marktpreise auf ihrem derzeitigen hohen Niveau
halten.

Wie aus der nachstehenden Grafik hervorgeht, sinkt die Obergrenze fir die
Ausgaben des ersten Pfeilers in konstanten Preisen von 2004, wahrend gleichzeitig
fur die EU-12-Mitgliedstaaten aufgrund der Bestimmungen in den Beitrittsvertréagen
stetig steigende Betrage fur die direkten Beihilfen erforderlich werden.
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SCHLUSS

Wiein ihrer Mitteilung ,, Den Haushalt reformieren, Europa verandern* angekindigt,
wird die Kommission in den Jahren 2007 und 2008 ihr Konzept fur die 2008/2009
anstehende Uberpriifung des EU-Haushalts erarbeiten. Der Gesundheitscheck ist eine
Vorbereitung hierauf, ohne dass er den Ergebnissen dieser Uberpriifung vorgreift. Er
ermdglicht eine Feinabstimmung der Reformen von 2003 und bereichert die
Diskussion tber die kiinftigen Prioritéten im Agrarbereich.

Die Kommission gibt in ihrer Mitteilung ,Vorbereitung auf den GAP-
Gesundheitscheck” einen ersten Uberblick ber die notwendigen Anpassungen
mehrerer Elemente der GAP. Diese Anpassungen ergeben keine grundlegende
Reform, erméglichen es aber der EU-Landwirtschaft, sich besser auf ein sich rasch
veranderndes Umfeld einzustellen. Anhand der Ergebnisse des 6ffentlichen Dialogs
mit den Beteiligten und der derzeit durchgefiihrten Folgenabschétzung wird die
Kommission im Frihjahr 2008 geeignete V orschlége vorlegen.

Um diesen Dialog in Gang zu bringen, wird die Kommission zwei Seminare fur die
Beteiligten® veranstalten und damit die 6ffentliche Anhérung tiber diese Mitteilung
beginnen.

6. Dezember 2007 und 11. Januar 2008.

13

DE



	1. DIE GEMEINSAME AGRARPOLITIK HEUTE
	1.1. Eine radikal umgestaltete, leistungsfähigere Politik
	1.2. Weitere Verbesserungen im Rahmen des „Gesundheitschecks“

	2. DIE BETRIEBSPRÄMIENREGELUNG UND MÖGLICHE VEREINFACHUNGEN
	2.1. Vereinfachung der Betriebsprämienregelung
	2.2. Stärkere Zielorientierung der Cross-Compliance-Regelung
	2.3. Teilweise gekoppelte Beihilfen
	2.4. Höchst- und Mindestbeträge

	3. NEUE CHANCEN ERGREIFEN UND DIE MARKTORIENTIERUNG VERBESSERN
	3.1. Die Rolle der Marktintervention und der Angebotssteuerung
	3.2. Interventionsregelung für Getreide
	3.3. Flächenstilllegung: keine Angebotssteuerung, mehr Umweltnutzen
	3.4. Auslaufen der Milchquotenregelung: Vorbereitung auf eine sanfte Landung
	3.5. Andere Maßnahmen zur Angebotssteuerung

	4. AUF NEUE HERAUSFORDERUNGEN REAGIEREN
	4.1. Risikomanagement
	4.2. Klimawandel, Bioenergie, Wasserwirtschaft und Artenvielfalt
	4.3. Stärkung des zweiten Pfeilers

	5. FINANZRAHMEN
	6. SCHLUSS

